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Vorwort

Als Wilhelm Lohrenz, Mitarbeiter des britischen Geheimdienstes, am 18. No-
vember 1946 im brandenburgischen Finsterwalde verhaftet wurde, schien
nichts auf ei ne große Bedeutung dieses Falles hinzuweisen. Zu Tausenden
wurden in jenen Jahren in der Sowjetischen Besatzungszone Systemgegner,
angebliche oder t atsächliche Kriegsverbrecher und N azi-Werwölfe, Spione
oder wen man auch immer dafür hielt, verhaftet.

Und so hörte man anderthalb Jahre nichts mehr von Lohrenz, wie von
vielen H äftlingen der sow jetischen Geheimpolizei auch, deren  Angehörige
nicht wußten, ob si e noch lebten. Erst im Zuge der Stalinisierung der SED,
der Umformung der pari tätisch aus ehem aligen S PD- und K PD-Genossen
besetzten Partei in eine leninistische Kaderpartei, wurde Lohrenz buchstäb-
lich wieder aus dem Keller geholt. Am 16. Juni 1948 zwang man ihn, ein
Geständnis zu unterschreiben, das anschließend i n zahl reichen Z eitungen
der SBZ veröffentlicht wurde. D arin beschuldigte er sich und das O stbüro
der SPD der Spionage. Tatsächlich hatte Lohrenz nie im Ostbüro gearbeitet,
er war vor seiner Tätigkeit für di e Briten Sekretär des Berliner Landesvor-
standes gew esen. Doch mit sei ner Verhaftung hat ten die Sowjets erstmals
einen Sozialdemokraten in der Gewalt, der si ch gut  in der Berliner P artei-
führung auskannte. Und so w urde sein „Geständnis“ zu einem der ersten
großangelegten Täuschungsmanöver sowjetischer und deut scher Kommuni-
sten im Kampf gegen die Ostbüros der westdeutschen Parteien, es war aber
keineswegs das letzte.

Die Ostbüros, politische Widerstandsorganisationen im Kampf gegen die
kommunistische Diktatur und Stabsstellen des Kalten Krieges, haben in der
Wissenschaft bis heute eher wenig Resonanz gefunden, di e Tätigkeit der Ost-
büros ist selbst in Kreisen der jeweils eigenen Partei kaum bekannt. Ursache
hierfür ist sicherlich, daß di e lange zurückliegende Tätigkeit in der Z eit der
Ost-West-Entspannung verdrängt wurde.

Die Ostbüros müssen mit i hrer Tät igkeit in die Widerstandsarbeit einer
ganzen Reihe von parteigebundenen, gewerkschaftlichen oder halbstaatlichen
Organisationen eingeordnet werden. Zu nennen sind hi er die O stbüros der
anderen Parteien BHE, DP und FVP sowie vor allem der Untersuchungsaus-
schuß Freiheitlicher Juristen (UFJ) und die Kampfgruppe gegen Unmensch-
lichkeit (KgU). Sie alle arbeiteten notgedrungen von westlichem Territorium
aus, ihre p olitischen Wu rzeln hatten d ie meisten O starbeiter aber in der
SBZ/DDR.
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Wie in den anderen Widerstandsorganisationen sah die Staatssicherheit in
den Ostbüros der Parteien eine große Gefahr; „sie auszuspähen und ihre (ver-
meintlichen) Verbindungsmänner ausfindig zu machen, zählte zu den Haupt-
aufgaben des MfS in jenen Jahren.“1 So blieben die Anhänger des westlichen
Parteiensystems i m O sten ni cht v on schw erer V erfolgung verschont; viele
Mitarbeiter und V ertrauensleute beza hlten i hre A rbeit gegen die SE D und
die gl eichgeschalteten Führungen der Bl ockparteien mit langjähriger Haft,
manche gar mit dem Tod.

Das Projekt, die Tätigkeit der Ostbüros von SPD, CDU und FDP verglei-
chend zu erforschen, war bei  der DFG beant ragt w orden, um A ufbau und
Arbeitsweise, vor allem aber die unterschiedlichen Entwicklungen der jewei-
ligen O stbüros darstellen zu kön nen. Das Zustandekommen dieses Buches
verdanke ich vielen Personen, die mich tatkräftig unterstützt haben. In erster
Linie ist hier Prof. Dr. Wilhelm Bl eek z u nen nen, d er schon  bei  m einer
Promotion zum Thema Ostbüro der SPD manche Tür öffnete und auch bei
diesem D FG-Projekt nicht nur an  den wissenschaftlichen F akten, sondern
auch an einer positiven Arbeitsatmosphäre interessiert war.

Zu danken habe ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verschiedener
Archive, allen voran Frau Margrit Naujoks und Frau Karin Stechel von der
Behörde des Bundesbeauftragten in Berlin. Manch nützlichen Fingerzeig ver-
danke ich Herrn Karl Wilhelm Fricke, Köln, Herrn Wolfgang Schollwer,
Bonn, und Prof. Dr. Hermann Weber, Mannheim.

1 Suckut: Ost-CDU und LDPD (1994), S. 109.
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Einleitung

Die O stbüros der westdeutschen Part eien hab en – wie auc h and ere ver-
gleichbare antikommunistische Widerstandsorganisationen – l ange Zeit ein
Mauerblümchendasein i n der Wi ssenschaft gefristet. Erst  198 4 gab Karl
Wilhelm Fricke ei nen erst en Ü berblick über di e Tät igkeit des SPD-Ost-
büros.1 Das Informationsdefizit im Hinblick auf di e Tätigkeit der w estdeut-
schen Parteien in der SBZ/DDR beruht vor allem auf der konspirativen Ar-
beitsweise, welche die Ostbüros aus A ngst vor Verfolgung zunächst durch
sowjetische Stellen und durch  die Politische Polizei der SBZ, die Dezernate
K 5, sowie später durch di e Staatssicherheit der DDR pflegen mußten. Erst
jetzt sind, neben de n Archivalien aus dem  Bestand des MfS und der SED,
auch die Überlieferungen der Ostbüros in den Parteiarchiven weitestgehend
zugänglich.

Die Hinterlassenschaft des Kalten Krieges wird somit erst relativ spät und
zudem g leichzeitig von Wissenschaftlern und Jo urnalisten aufgearbeitet.2
Wenig ha ben bi sher die Parteien sel bst, die vor J ahrzehnten O stbüros ge-
gründet haben, zur Aufhellung dieses Teils ihrer eigenen Geschichte beige-
tragen. Hier mögen noch verschiedene Ängste und Aversionen aus der Zeit
vor 1989 ei ne Rolle spielen. Zwar hat sich die Beschäftigung mit der Ver-
folgung von Sozial- und Christdemokraten in der SBZ /DDR seit dem Ende
des SED-Regimes intensiviert, die organisierte Widerstandsarbeit der Ostbü-
ros stand dabei aber nicht im Vordergrund.3 Offener als noch zu Jahren des
Ost-West-Gegensatzes sind jedoch heute die Parteiarchive, die sich in Stif-
tungshand befinden.

Bei den Anhörungen der Enquete-Kommission des 12. Deutschen Bundes-
tages spielten die Ostbüros keine große Rolle. Diese Thematik wurde, wie
auch andere heikle Themen, etwa die Tätigkeit von V-Leuten des B ND in
der DDR, aus der Bestandsaufnahme ausgeklammert.4 Von den Hauptakteu-

1 Fricke: Opposition und Widerstand in der DDR (1984), S. 37–42.
2 Erhebliche neue Erkenntnisse über die KgU konnte die Filmemacherin Erika Fehse zutage

fördern. Vgl. Bomben, Gift und Rei fentöter. Die Kampfgruppe gegen Un menschlichkeit,
Filmmanuskript o . O., o . D., zit. bei: F ricke; Engelmann: Konzentrierte Schläge (1998),
S. 83–88.

3 Siehe u. a. für die CDU: Richter: Ost-CDU (1991) und Kaff (Hg.): Gefährliche politische
Gegner (1995); für die SPD: Bouvier; Schulz: Sozialdemokraten (1991) und Bouvier: Aus-
geschaltet (1996).

4 Materialien der Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-
Diktatur in Deutschland“. 18 Bde., Baden-Baden 1995.
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ren der Ostbüros haben nur wenige autobiographische Schriften veröffent-
licht. Wissenschaftlich am wertvollsten ist die kurze D arstellung von Wolf-
gang Schollwer über das FDP-Ostbüro.5 Helmut Bärwald, der lange im SPD-
Ostbüro beschäftigt war und von diesem 1971 im Unfrieden schied, brachte
1991 eine Darstellung heraus, in der es weniger um die Aktionen des Ostbüros
als um seine Interpretation der Auflösungsgeschichte ging, die er mit Angrif-
fen auf den  st ellvertretenden S PD-Vorsitzenden Wehner und  di e E ntspan-
nungspolitik verband.6

Daß es auch lange nach Beendigung des Kalten Krieges noch Darstellun-
gen gibt, deren Inhalt sich fast ausschließlich auf Propagandamaterial stützt
und jeder wissenschaftlichen Analyse Hohn spricht, belegen Werke jüngeren
Datums von Klaus Huhn7 und Peter Ferdinand Koch8. Koch, der sich den An-
schein gibt, im Geheimdienstmilieu zu H ause zu s ein, stützt sich überwie-
gend auf Propagandabroschüren des sow jetischen u nd des DDR-Geheim-
dienstes und illustriert sie mit eigenen Geschichtchen. Auch Huhn sc hreibt
alte Propagandapublikationen der SED fort und irrt selbst bei einfachsten
Namennennungen; eine vorurteilsfreie Beschäft igung mit der neueren F or-
schung ist nicht erkennbar.

Von dieser Form der Geschichtsklitterung heben sich einige Autoren wohl-
tuend ab. Sie arbeiten an zeitgeschichtlichen Themen, die zumindest am Rande
mit dem Ostbüro zu tun haben. Zu nennen ist hier insbesondere Michael Herms
mit seinen vorzüglichen Biographien von Heinz Lippmann und Robert Bialek.9

Die Geschichte der Ostbüros spiegelt die politische Situation im geteilten
Deutschland der frühen J ahre wider. D ivergierende W iedervereinigungsstra-
tegien bei den P arteien, unterschiedliche Organisationsstrukturen und Mot ive
für die Gründung entsprechender Organisationen und verschiedene Schwer-
punkte ihrer Tätigkeit sind herauszuarbeiten. Von besonderem Interesse ist
die Frage nach dem effektiven Einfluß der Ostbüroaktivitäten auf di e Deut-
schen in der SBZ/DDR und die Erklärung ihres Bedeutungsverlustes ab Ende
der fünfziger Jahre. Welche Faktoren spielen hier die entscheidende Rolle?
Fehler in der konspi rativen Arbeit, die Neuorientierung der Deutschlandpo-
litik der Parteien oder schlichtweg personelle Gründe? Die Untersuchung zu
Entstehung und Entwicklung der Ostbüros sol l neue Einblicke in die frühe
Parteiengeschichte des geteilten Deutschlands bieten und zum Verständnis so-
wohl der Entwicklung des Kalten Krieges als auch des Widerstandes in der
SBZ/DDR beitragen. Die Thematik liegt gewissermaßen an der Schnittstelle
dieser drei  großen Themenbereiche, wodurch dieses bisher vernachlässigte
Kapitel deutsch-deutscher Geschichte einen besonderen Reiz erhält.

5 Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 100–106.
6 Bärwald: Ostbüro der SPD (1991).
7 Huhn: Zwangsvereinigung (1996).
8 Koch: BRD contra DDR (1994).
9 Herms: Heinz Lippmann (1996); Herms; Noack: Aufstieg und Fall des Robert Bialek (1997).
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1 Entstehung und Entwicklung der Ostbüros

1.1 Die deutsche Teilung und das Parteiensystem

Die Gründung u nd T ätigkeit der O stbüros der Parteien kann nur v or dem
Hintergrund der politischen Situation im Deutschland der unmittelbaren Nach-
kriegszeit verstanden werden. Die O stbüros en tstanden au s d er jeweilig en
Situation der Parteien im Westen und aus der speziellen Unterdrückungssitua-
tion ihrer Schwesterparteien und Anhänger im Osten. Widerstand in der SBZ
und frühen DDR entwickelte sich in der Suche nach der s tärkenden Kraft der
Gemeinschaft, im Versuch, sich den Zugriffen der SED, einer machtbesesse-
nen Partei, die sich im Bunde mit der alles beherrschenden Besatzungsmacht
befand, durch das Bilden eigener Gruppierungen zu entziehen und politische
Gegenaktivitäten zu entwickeln.

Nach dem Ende der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft bildeten
sich in allen vier Besatzungszonen sofort wieder politische Zirkel aus Perso-
nen, die vor 1933 auch schon in Parteien organisiert waren. Während die bür-
gerlichen Parteien sich und ihre Führung neu formieren mußten, hatte die SPD
zwischen 1933 und 1945 durchgehend einen Exilvorstand besessen, der sich
zunächst in Prag, später in Paris und in den Kriegsjahren in London befand.

Als erste Besatzungsmacht ließ am 10. Juni 1945 die Sowjetische Militär-
administration in  D eutschland (SMAD) in  ihrer B esatzungszone politische
Parteien zu. Durch den „ Befehl N r. 2“ gest attete si e di e G ründung ant ifa-
schistischer Parteien und Gewerkschaften, obwohl ihre Zulassung eigentlich
erst ein G esprächsthema auf der anstehen den Potsdam er Konferenz sein
sollte. Schon am 11. Juni wurde in Berlin die KPD gegründet; vom Ziel der
Errichtung einer kommunistischen Diktatur nahm sie in ihrem ersten Aufruf
Abstand. Während in Berlin aus Moskau eingeflogene Kader den Ton anga-
ben, bestimmten in den m ittleren Zentren der Sowjetischen Besatzungszone
(SBZ) nichtexilierte Kommunisten das politische Geschehen, oftmals aktive
Widerstandskämpfer, von denen viele im Gefängnis oder im KZ gewesen
waren.

Gleichfalls in B erlin konstituierte sich  am 15. Juni der „Zentralausschuß
der Sozialdemokratischen Partei“, der sich zunächst auf die Arbeit in der Stadt
selbst beschränkte. Vier Tage später bildeten die Genossen einen geschäfts-
führenden Vorstand, der sich für alle vier Besatzungszonen zuständig fühlte
und dem als gleichberechtigte Vorsitzende Otto Grotewohl, Max Fechner und
Erich Gniffke angehörten, allesamt S ozialdemokraten, d ie d ie NS-Zeit in
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Deutschland verbracht hatten. Am selben T ag trafen  sich  in  Berlin  je fü nf
Vertreter der Sozi aldemokraten und der Kommunistischen P artei zu einem
Gespräch, in dessen Verlauf die KPD-Delegation unter Führung von Walter
Ulbricht eine V erschmelzung beider P arteien zu einer einheitlichen Arbeiter-
partei vehement ablehnte.1 Regional gab es i n der SBZ hingegen eine viel-
fältige Zusammenarbeit von Sozialdemokraten und Kommunisten, beispiels-
weise in  d en so genannten Antifa-Komitees, wo  au ch b ürgerliche P olitiker
mitwirkten. Es kam sogar verschiedentlich zur Gründung gemeinsamer Par-
teien, deren Tätigkeit jedoch schnell von der sowjetischen Besatzungsmacht
beendet wurde.2

Auch bürgerliche Parteien konstituierten sich in der SBZ rasch, eine christ-
liche und ei ne liberale Partei. Das katholische Zentrum hatte historisch gese-
hen im Gebiet der sowjetischen B esatzung nie eine p olitische Basis gehabt.
Protestantisch-konservative, auch reakt ionäre Gruppen waren im Norden und
Osten des sowjetischen Besatzungsgebiets in der Weimarer Republik erfolg-
reich gew esen. Sie kon nten j edoch kaum  di e G rundlage einer erneuerten
Zentrumspartei, einer christlichen Volkspartei, bilden. So schien hier der neu-
gegründeten CDU eine weniger erfolgreiche Arbeit beschieden zu sein als
ihrem westdeutschen P endant, das sich auf st arke katholische Kräfte, auch
etwa i n der A rbeiterschaft an Rh ein und Ruhr, stützen konnte. Zahlreiche
Gründungsmitglieder der CD U in der SBZ kamen aus dem Widerstand ge-
gen Hitler, allen v oran Andreas Hermes und Jakob Kaiser;3 andere stamm-
ten aus den liberalen Parteien der Weimarer Republik. Die Berliner Führung
der CDU, der im übrigen kaum Berliner angehörten, fühlte sich für Gesamt-
deutschland zuständig, also für alle vier Besatzungszonen. Sie konnte diesen
Anspruch gegenüber den anderen Gründungszentren jedoch nicht durchset-
zen. So blieb ihre Vorreiterrolle auf die Durchsetzung des Namens der neu-
en Partei beschränkt, den auch die anderen christlichen Gruppierungen beim
„Reichstreffen“ Mitte Dezember 1945 in Bad Godesberg akzeptierten.4

Die ostdeutsche CDU wurde, wie auch die L DPD u nd die S PD bereits
kurz nach ihrer G ründung, zum Eintritt in die „Einheitsfront der antifaschi-
stisch-demokratischen Parteien“ genötigt, aus der 1949 der „Bl ock der ant ifa-
schistisch-demokratischen Parteien“ wurde, anders wäre eine weitere – wenn
auch eingeschränkte – politische Tätigkeit der CDU nicht möglich gewesen.
Im Block waren die zugelassenen Parteien der S BZ zusammengeschlossen,
um gemeinsam auf allen regionalen Ebenen die politische Arbeit zu disku-
tieren und einvernehmlich zu beschließen. Diese Zusammenarbeit bedeutete
jedoch keineswegs Chancengleichheit. Es kam auf allen Ebenen zu Behinde-
rungen der SPD und der bürgerlichen Parteien.

1 Vgl. Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966), S. 84 f.
2 Hierzu als jüngste Darstellung Naimark: Russen in Deutschland (1999).
3 Agethen: CDU in der SBZ/DDR 1945–1953 (1994), S. 47 ff.
4 Vgl. Kaff (Bearb.): Unionsparteien 1946–1950 (1991), S. X.
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Andreas Hermes, erster CDU-Vorsitzender neben Walther Schreiber, stand
den Blockbestrebungen ablehnend gegenüber und war vor allem nicht bereit,
die entschädigungslose Enteignung in der Landwirtschaft (sowie die Art ihrer
Durchführung) zu akzeptieren, obgleich beide grundsätzlich der Bodenreform
in der SBZ positiv gegenüberstanden. Dies führte am 18. Dezember 1945 zur
Absetzung der beiden Vorsitzenden; einen „freiwilligen“ Rücktritt hatten sie
verweigert.

Die Liberaldemokraten in der Sowjetischen Besatzungszone und in Berlin
empfanden sich weitgehend als Nachfolger der D DP, also der nach heut igem
Verständnis eher links- als nationalliber alen Partei der Weim arer Republik.
Viele der Gründerväter der LDPD kamen wie der erste Vorsitzende Wilhelm
Külz aus di eser Partei, während andere bekannte DDP-Mitglieder der Wei-
marer Republik, so Walther Schreiber, Ernst Lemmer und Otto Nuschke, in
Berlin die „Demokratische Union“ mitgründeten bzw. ihr früh beitraten, aus
der später die Christlich Demokratische Union wurde.5 Die beiden ehemali-
gen Reichsminister Wilhelm Külz und Eugen Schiffer erarbeiteten mit ande-
ren den Gründungsaufruf der LDPD6, der am 5. Juli 1945 vom Vorstand und
Hauptausschuß unterzeichnet und am 3. August in der neuen P arteizeitung
„Der Morgen“ veröffentlicht wurde. Dieser enthielt konserv ative politi sche
Forderungen, etwa die Sicherung der freien Wirtschaft und des Privateigen-
tums oder auch di e Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. Wie bei der
CDU verstand sich der Berliner Führungskern der LDPD nicht als regionale
Leitung, sondern fühl te si ch für ganz Deutschland zust ändig.7 Ei n ei gener
Landesverband für Groß-Berlin w urde erst  am 21. September 1945 a usge-
gliedert.

Sowohl die Zonenpartei als auch d er Berl iner Landesverband hat ten mit
einer großen Personalfluktuation z u käm pfen. Der erst e L DPD-Zonenvor-
sitzende, Waldemar Koch, Schwiegersohn von Eugen Schiffer, wurde von
den Sowjets schnell aus seinem Amt gedrängt. Grund war Kochs ablehnende
Haltung zur Bodenreform.8 Die SMAD erreichte die Ablösung, indem sie der
Partei weitere Zeitungslizenzen nur für den Fall eines Abtretens von Koch in
Aussicht stellte. Bereits am 4. Februar 1946 wählten die Liberalen daher den
langjährigen Dresdener Oberbürgermeister Wilhelm Külz9 zum neuen Vor-
sitzenden. Noch prekärer stellte sich  d ie S ituation im  Berliner Landesver-
band dar: Innerhalb des ersten Jahres seiner Existenz wechselte der Landes-
vorsitzende drei  Mal . Erst  mit der Wahl  von Carl -Hubert Schwennicke, in

5 Vgl. Papke: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945–1952 (1994), S. 28.
6 Um e ine e inheitliche B ezeichnung z u gewä hrleisten, wi rd di e vor dem 27.10.1951 a ls

LDP bezeichnete Partei durchweg als LDPD abgekürzt.
7 Vgl. Berlin, Quellen und Dokumente. 1. Halbband, Berlin 1964, S. 997 ff.
8 Vgl. Suckut: L DP(D) in d er D DR (1 996), S . 31. V gl. au ch S ommer: L iberal-Demokra-

tische Partei Deutschlands (1996), S. 44.
9 Zur Biographie von Külz siehe Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands

1945/48 (1961), S. 45–54.
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der Weimarer Republik Mitglied der Deutschen Volkspartei (DVP) und Se-
kretär Gustav Stresemanns, am 8. August 1946 beruhigte sich das Personal-
karussell. Schwennicke blieb bei den Liberalen Berlins die bestimmende Kraft
und repräsentierte Kontinuität auch dadurch, daß er ab Oktober 1946 Vorsit-
zender der Stadtratsfraktion wurde. Schon hier begann ein Kesseltreiben gegen
ihn: Am 16. Oktober brachte zunächst die „B erliner Zeitung“ einen Bericht
über „Schwennicke als Gestapoagent“, einen Tag später folgten die meisten
anderen SED-Zeitungen.10

Wesentlich mehr Zeit nahm die Bildung der Parteien in den Westzonen in
Anspruch. Im Mai 1945 richtete der ehemalige SPD-Reichstagsabgeordnete
Kurt Schumacher in Hannover ein später nach ihm benanntes Büro ein, in
dem sich ohne Genehmigung der britischen Besatzungsmacht Sozialdemokra-
ten aus der St adt und ihrer Umgebung zusammenfanden. Auch an anderen
Orten ent wickelten si ch so i n den fol genden Wochen Part eiorganisationen
auf kommunaler Ebene. Sc humachers Büro wurde mit der Z eit zur Schalt-
zentrale der SPD in der britischen u nd amerikanischen Zo ne, er selb st zu r
„absolut dominierenden Führungsfigur der SPD“.11

Um die Inhalte ihrer künftigen Politik aufeinander abzustimmen, trafen sich
am 5. und 6. Oktober 1945 Sozialdemokraten aus a llen Besatzungszonen mit
Sozialdemokraten aus dem britischen Exil in Wennigsen bei Hannover. Auf
Intervention der französischen Besatzungsmacht mußten sie ihr ursprünglich
geplantes Konferenzprogramm stark einschränken; diese Obstruktionspolitik
Frankreichs, die auch in der Folgezeit noch anhielt, sollte für die organisato-
rische Ent wicklung d er S PD A uswirkungen ha ben. Zwei Wochen vor der
Konferenz hatte Wilhelm Pieck (KPD) die Vereinigung von SPD und KPD
gefordert und damit eine überraschende Kehrtwendung vollzogen, die in der
Partei I rritationen auslöste. D ie Tei lnehmer der K onferenz von Wennigsen
erklärten daraufhin übereinstimmend, diese Frage stehe zur Zeit nicht zur
Diskussion. Nach Konferenzschluß t rafen si ch am 7. Oktober Grotewohl
und Schumacher in Hannover, um zu klären, wer nun eigentlich die SPD in
Deutschland vertrete; darauf hat ten zuvor sowohl das Büro Schumacher als
auch der sozialdemokratische Zentralausschuß in Berlin Anspruch erhoben.
Bis die Zonengrenzen aufgehoben würden, so einigten sich die beiden, solle
der Zentralausschuß die Sozialdemokraten in der S BZ einschließlich Berlin
führen, Kurt Schumacher hingegen solle der höchste Repräsentant der Partei
in den drei Westzonen sein. Gleichzeitig vereinbarten Grotewohl und Schu-
macher, ihre Politik so weit wie möglich miteinander abzustimmen.12

10 Vgl. „LDP-Führer war Nazi“. In: Sächsische Zeitung v. 17.10.1946, S. 1.
11 Kleßmann: Die doppelte Staatsgründung (1986), S. 227.
12 Gniffke sieht dies in seinen Erinnerungen anders und betont, der Zentralausschuß in Berlin

sei auch für die Westzonen-SPD zuständig gewesen. Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966),
S. 96 f.
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Hatte der Berliner Zentralausschuß noch Mitte 194 5 die or ganisatorische
Einheit der Arbeiterklasse gefordert, so war er bis zur Konferenz von Wen-
nigsen von dieser Position abgerückt und hatte sich in dieser Frage Schuma-
cher und der Westzonen-SPD genähert. Grund war sicherlich auch das Be-
wußtsein der eigenen Stärke: Schon im September 1945 hat te Grotewohl
ungeniert einen Führungsanspruch der SPD in der SBZ angemeldet, „der von
der KPD als ernstes Warnsignal für i hre eigenen Machtansprüche wahrge-
nommen wurde“.13 Dieses Selbstbewußtsein, das zudem noch durch erhebli-
che Mitgliederzuwächse untermauert wurde,14 veranlaßte die KPD, nunmehr
auf eine Fusion mit der SPD zu drängen. Mitbewirkt wurde der Stimmungs-
umschwung durch die vernichtende Wahl niederlage der K ommunisten i n
Österreich am 4. November 1945 und das schlechte Image der Partei in der
Bevölkerung. Diese sah  i n den K PD-Kadern „zunehm end Tyrannen und
Handlanger“.15 Pieck forderte a m 9. November zum 27. Jahrestag d er No-
vemberrevolution die baldige Vereinigung von SPD und KPD, einen Monat
später schrieb er über den in dieser Frage stark opponierenden Vorsitzenden
der West-SPD: „Schumacher tritt als Volksschädling auf“. 16 Eine lediglich
in der SBZ zu vollziehende Einheit schien möglich, da di e Sozialdemokra-
ten in West und Ost auf ihrer Konferenz von Wennigsen keine gemeinsame
Organisationsplattform gefunden ha tten und p olitisch wie persönlich von-
einander abrückten.

Doch ni cht nur di e West-SPD w ar ge gen ei ne V ereinigung. Scho n am
11. November distanzierte sich auch Otto Grotewohl von diesem Ansinnen.
Eine zonenmäßige Vereinigung würde die Vereinigung im Reichsmaßstab, die
man z u wollen vorgab, n icht fö rdern. Fünf W ochen s päter, am 20./21. De-
zember 1945, trafen sich je 30 Sozialdemokraten und Kommunisten zur so-
genannten „Sec hziger-Konferenz“. Grotewohl, i nzwischen zur unbestritte-
nen Führungsfigur im Z entralausschuß aufgestiegen,  kritisierte dabei die
privilegierte St ellung der K PD im sowjetisch beset zten Tei l Deutschlands.
Einen sofort igen Z usammenschluß v on S PD und K PD sah au ch die Ent -
schließung dieser Konferenz nicht vor. Dennoch kündigte sich dieser schon
Tage später an. Aus der gesamten SBZ erhielt der Berliner Zentralausschuß
Berichte über – teils zwangsweise herbeigeführte – Vereinigungsbeschlüsse
auf Orts- und Kreisebene. Selbst SPD-Bezirksvorsitzende, so Otto Buchwitz
in Sachsen, Heinrich Hoffmann in Thüringen und Carl Moltmann in Meck-
lenburg-Vorpommern, verlangten die Zusammenführung von SPD und KPD.
„Wenn in Berlin die Vereinigung nicht zust andekäme“, so schi ldert Ernst
Thape die Position des Pro-Einheits-Flügels, „würden sie sich in ihren Be-

13 Malycha: Partei von Stalins Gnaden (1996), S. 41.
14 Vgl. Naimark: Russen in Deutschland (1999), S. 322.
15 Ebenda, S. 324.
16 Klarschrift der handschriftlichen Notizen von Wilhelm Pieck v. 28.10.1966; SAPMO-BA,

NY 4036/639, Bl. 3.
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zirken regional mit den Kommunisten zusammenschließen und dann mit den
Vereinigungswilligen i n d en anderen L ändern eine eigene SED-Zentrale
schaffen. [...] Da gab es für unseren Wi derstand überhaupt keine Operations-
basis mehr, sondern nur noch persönliche Resignation.“17

Der Zentralausschuß befand sich in einem Dilemma. Am 15. Januar 1946
beschloß er, eine Vereinigung könne nur i m gesamten Reich vorgenommen
werden. Auch bei künft igen Wahlen müßten beide Parteien mit get rennten
Listen antreten; ein „Bruderkampf“ solle allerdings unterbleiben. Die Zensur
sorgte aber dafür, daß der Beschluß totgeschwiegen wurde; Zeitungen in
Dresden, die dennoch darüber berichteten, mußten wieder eingestampft wer-
den.18 Am folgenden Tag lud Oberst Sergej Tulpanow von der Sowjetischen
Militäradministration Mitglieder des Zentralausschusses und der KPD zu sich
und trug ihnen die nächsten Schritte der sich auf sowjetischen Druck hin an
der Basis bereits vollziehenden Vereinigung der beiden Parteien vor.

Dieser Vereinigungstrend und namentlich der sowjetische Druck, der da-
hinter deutlich zu spüren war, sorgten im Büro Schumacher für helle Aufre-
gung, zumal immer mehr sozialdemokratische Flüchtlinge in Hannover ein-
trafen, die sich den politischen Vorgaben der Besatzungsmacht nicht beugen
wollten. Am 8. Februar 1946 trafen sich in B raunschweig Kurt Schumacher
und Herbert Kriedemann mit Otto Grotewohl und Gustav Dahrendorf. Deren
Schilderung der Ereignisse in der SBZ übertraf die Befürchtungen der West-
zonen-Genossen bei weitem. Eine Vereinigung, so erklärten Grotewohl und
Dahrendorf, lasse sich nicht mehr verhindern – auch dann nicht, wenn sich der
Berliner Zentralausschuß gegen den Zusammenschluß wende. Schumacher
legte Grotewohl daraufhin nahe, die Ost-SPD aufzulösen, wie es dieser in
Wennigsen versprochen hat te.19 Das sei nicht machbar, meinte Grotewohl,
er wolle aber zumindest versuchen, gemeinsam mit seinen Mitarbeitern den
demokratischen Charakter der künftigen Einheitspartei zu sichern. Diese Zu-
sammenkunft wurde für Schumacher zum Ausgangspunkt für die Gründung
einer „Untergrundorganisation“, der ersten ihrer Art nach dem Krieg, in An-
knüpfung an alte sozialdemokratische Traditionen, die sich im  Kaiserreich
und in der NS-Zeit bewährt hatten. Entsprechend äußerte er si ch bei einem
Abendessen, das der politische Berater des britischen Oberbefehlshabers in
Berlin, William Strang, am 22. Februar 1946 für ihn gegeben hatte. Jener tele-
grafierte tags darauf an das Londoner Außenministerium: „Sein Plan scheint
zu sei n, K ontakt zu ei ner Untergrundorganisation i n der Einheitspartei zu
halten, wofür er bereits Vorbereitungen trifft.“20

17 Thape: Von Rot zu Schwarz-Rot-Gold (1969), S. 247 f.
18 Vgl. dazu und zum folgenden Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966), S. 129 bzw. 138.
19 Vgl. hierzu Ansprache Schumachers im RIAS. Juni 1951. DLR-Tonarchiv Berlin, Kopie

im Besitz des Autors.
20 William Strang an das Foreign Office, Telegramm Nr. 252, Public Record Office, No. C 2197,

Foreign Office No. 371. Mein Dank gilt Bert Becker, der dieses Dokument aufstöberte.
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Wenig später erklärte sich Grotewohl mit einem auf die SBZ beschränkten
SPD-Parteitag einverstanden, der d ie bevorstehende Vereinigung beschließen
sollte. Nach der Absetzung der CDU-Führungsspitze einige Woc hen zuvor
und der Auswechselung der erst en L DPD-Führung unt er Wal demar Koch
im November 1945 war ihm wohl kl ar, w as auf den Z entralausschuß i m
Falle einer Weigerung zukommen würde. Schumacher reiste daraufhin Ende
Februar nach Berlin, um zu erkunden, ob der Z entralausschuß bereit sei, in
den Westsektoren Berlins eine eigenständige SPD aufrechtzuerhalten und die
ostdeutsche SPD aufzulösen. Beides wollte der Z entralausschuß nicht, wor-
auf Schumacher j eden Kontakt zum Zentralausschuß abbrach. 21 Damit b e-
gründete er eine Haltung der SPD zur SED, die später als „sozialdemokrati-
sche H allstein-Doktrin“ bezeichnet wurde: D ie Westzonen-SPD unterband
zukünftig jeden Kontakt von Parteigliederungen der S PD zur SED. Betrof-
fen w aren dav on au ch K ontakte auf Länderregierungsebene, etwa Zusam-
menkünfte der Ministerpräsidenten aller deutschen Länder.22

In den Berliner West sektoren formierte si ch unt er Führung der Z entral-
ausschußmitglieder Karl Germer senior und Fritz Neubecker eine Opposition
gegen die Vereinigung. Sie forderten eine Urabstimmung, die dann – gemäß
der mittlerweile nicht mehr aktuellen Beschlußlage des Zentralausschusses
vom 15. Januar 1946 – am 31. März 1946 abgehalten wurde, allerdings nur
im Westte il der Stadt. D as Ergebnis war de utlich: 82,2 Prozent der a n der
Abstimmung B eteiligten lehnten eine sof ortige V ereinigung von SPD und
KPD ab, 62,1 Prozent befürworteten hingegen ein Bündnis, „welches ge-
meinsame Arbeit sichert und den Bruderkampf ausschließt“.23 Der am 20.
und 21. April 1946 i m Berliner Admiralspalast tagende Vereinigungsparteitag
beschloß die Gründung der SE D bei insgesam t nur 21 Neinstimmen; die
Gegner opponierten unter der Führung von Fritz D rescher.24 Der erste ge-
meinsame Parteitag von Ost-SPD und KPD am 21./22. April 1946, der den
Zusammenschluß besiegelte, war formell gesa mtdeutsch, da 230 d er 1 055
Delegierten aus den westlichen Besatzungszonen kamen. Tatsächlich waren
unter den 548 Delegierten des SPD-Parteitages auch 103 aus d en Westzo-
nen;25 darunt er ac ht S PD-Mitglieder, di e al lerdings oh ne Ma ndat und  nur
deshalb dab eiwaren, w eil G rotewohl si ch nicht an die mit Schumacher in
Wennigsen vereinbarte Abgrenzung der Interessenssphären gehalten hatte.

Daraufhin bildete si ch i n den Westsektoren Berl ins eine eigenständige
SPD, die am 31. Mai in allen vier Sektoren zugelassen wurde, im Gegenzug
zur Zulassung der SED auch im Westteil der Stadt. Bereits am 18. April hatte

21 Gniffke schildert die Besprechung etwas anders. Die Frage einer selbständigen SPD in den
Berliner Westsektoren erwähnt er nicht. Vgl. Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966), S. 152 f.

22 Vgl. Kleßmann: Die doppelte Staatsgründung (1986), S. 187.
23 Osterroth; Schuster: Chronik der Deutschen Sozialdemokratie (1978), S. 36.
24 Vgl. Thape: Von Rot zu Schwarz-Rot-Gold (1969), S. 250.
25 Koch: Versuch und Scheitern (1982), S. 95 f.
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der inzwischen so genannte Parteivorstand in Hannover beschlossen, den Fu-
sionsbeschluß mit den Kommunisten in der östlichen Besatzungszone nicht
anzuerkennen, da die Auswahl der Delegierten für den Vereinigungspartei-
tag nicht auf der Grundlage ge heimer Wahl en erfol gt sei .26 I n H annover
ging die SPD davon aus, die SPD bestehe de facto und auch juristisch weiter
– dank der Untergrundorganisation un d aufgru nd des Befehls N r. 2. H ätte
sich die SPD konsequent auf diesen Standpunkt gestellt, wäre ein Antrag auf
Zulassung der SPD in Gesamt-Berlin überflüssig gewesen, denn hi er bestand
im Kleinen genau di e gl eiche rechtliche Situation wie sie im  Großen fü r
Deutschland als Ganzes galt. Einiges deutete auf eine mittelfristige Einigung
der Besatzungsmächte und v on SPD, SED und KPD nach diesem Berliner
Muster hin, d ie Paul S zillat, V orstandsmitglied d er S ED u nd Vertrauens-
mann des S PD-Ostbüros, im Juni 1946 folgendermaßen beschrieb: „Wahr-
scheinlich wird es ja sowieso ein Kompensationsgeschäft werden: D ie Zu-
lassung der S ED in den anderen Zonen wird mit der Zulassung der SPD in
der Ostzone verkoppelt werden.“27

Diese Auffassung verkannte zwei wichtige Gesichtspunkte: Erstens konn-
ten die Kommunisten mit d er KPD in den Westzonen ohnehin ungehindert
arbeiten, an ders als in  Westberlin, wo  d ie Westalliierten ihre Zulassung
durch die Schaffung der SED als erloschen betrachteten. Zweitens konnte es
die SPD nicht riskieren, eine formelle Zulassung ihrer Partei in der SBZ zu
beantragen, da sich damit di e i llegal arbei tenden Sozi aldemokraten hät ten
offenbaren müssen, die für die s owjetische Geheimpolizei somit zur einfa-
chen Zielscheibe geworden wären. Eine Wiederzulassung der SPD in der SBZ
hätte eine völlige Kehrtwendung der sow jetischen Politik erfordert. 1947 gab
es bei  ehem aligen Sozi aldemokraten dennoch Wi edergründungsüberlegun-
gen, die mit einer fast euphorischen Stimmung einhergingen: Zuversichtlich,
daß die Partei schon in Kürze wieder öffentlich politisch aktiv werden kön-
ne, wandte sich ein Sozialdemokrat aus Freital-Döhlen, Richard Netsch, im
März 1947 an d as Ostbüro: „Genossen, ich kann Euch nur das ei ne sagen,
eine Atmosphäre liegt in der Luft, der Ruf und  Drang nach unserer SPD ist
nicht mehr zu schildern. [...] G leichzeitig teile ich E uch mit, in Freital habe
ich einen han dfesten Aktionsapparat aufgebaut.“28 Bereits im Februar 1947
hatte ein Parteimitglied au s S chkeuditz b erichtet: „D ie h iesige Ortsgruppe
umfaßt schon 50 Mitglieder. I ch bitte E uch [...] um  Z usendung v on Mit-
gliedskarten und a uch Marken. Diese werden regelmäßig und ordnungsge-
mäß von uns abgerechnet. Oder sollen wir ohne Marken arbeiten?“ Zudem,
so der Genosse, brauche er A ufnahmeformulare und Werbematerial.29 An die

26 Vgl. Osterroth; Schuster: Chronik der Deutschen Sozialdemokratie (1978), S. 36.
27 Protokoll der 3. Sitzung des Parteivorstandes der SED v. 18.–20.6.1946; SAPMO-BA, DY

30, IV 2/1/004.
28 Brief v. 4.3.1947; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c.
29 Brief der Ortsgruppe Schkeuditz v. 5.2.1947; ebenda.
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Gefahren, die mit der A usgabe von offiziellen Parteidokumenten und Wer-
bematerial verbunden waren, scheint dieser Sozialdemokrat nicht gedacht zu
haben.

Kurt Schumacher, der im Vereinigungswillen der K PD schon früh deren
Versuch gesehen hatte, zumindest im Osten Deutschlands allein die Macht zu
erringen, fühlte sich durch die Berichte über Zwangsmaßnahmen der Sowjets
gegen Sozialdemokraten in seiner Anschauung bestärkt. N icht das Verlan-
gen nac h „antifaschistischer Solidaritä t“ bestimmte seine H altung, geprägt
hatten ihn vielmehr seine Erfahrungen in der Weimarer Zeit: Das Paktieren
der Kommunisten mit d en N ationalsozialisten g egen die u ngeliebte R epu-
blik etwa im Streik der Berliner Verkehrsbetriebe, aber auch die feindselige
Haltung, die die KPD in dieser Zeit der SPD gegenüber einnahm, waren ihm
noch in frischer Erinnerung. Und auch die von Stalin stammende und von füh-
renden deutschen Kommunisten stets wiederholte Äußerung, mit der die KPD
sich der Bi ldung ei ner Ei nheitsfront gegen di e Nationalsozialisten verwei-
gerte, Sozialdemokratie und Faschismus seien „Zwillinge“, hatte Schumacher
nicht vergessen.30

Zum an deren hat Schumacher den S tillhalte- o der Legalitätskurs eines
Großteils der Sozialdemokratie nach dem Staatsstreich in Preußen als falsch und
verhängnisvoll angesehen, er war für ihn eine Kapitulation vor den National-
sozialisten.31 Schumacher war nicht bereit, de mokratisches Terra in kampflos
antidemokratischen Kräften zu überl assen. Insofern war es nur konsequent,
daß er sich auch mit den Entwicklungen in der SBZ, mit dem „Parteistreich“
gegen die SPD, nicht einfach abfinden wollte. Da die SPD in der SBZ nun
nicht mehr existierte und die SE D sich ansc hickte, auch in de n westlichen
Besatzungszonen aktiv zu werden, war mit der Zwangsvereinigung auch die
Übereinkunft von Wennigsen obsolet geworden, mit der bei de sozialdemo-
kratischen Führungen ihre Einflußsphären gegeneinander abgegrenzt hatten.

Nachdem die Absicht der Sowjetischen Militäradministration und der KPD
erkennbar geworden war, eine Vereinigung von SPD und KPD herbeizufüh-
ren, verstärkte sich der Druck auf die Sozialdemokraten in der SBZ. Wenn-
gleich bis heute unklar ist, wieviel SPD-Mitglieder im Zusammenhang mit
der zw angsweisen V ereinigung beider Parteien v erhaftet w urden, so steht
doch fest, daß viele Sozialdemokraten verfolgt wurden, die „eine Fusion mit
den Kommunisten für übereilt hiel ten oder grunds ätzlich ablehnten“.32 Die
SPD spricht von 20 000 Parteimitgliedern, die zwischen Dezember 1945 und
April 1946 auf die eine oder andere Weise unter Repressalien zu leiden hat-
ten. Viele seien gemaßregelt worden, hätten ihre Wohnungen und ihren Ar-
beitsplatz verloren, andere seien verhaftet und nicht wenige getötet worden.33

30 Lübbe: Kommunismus und Sozialdemokratie (1978), S. 122 ff.
31 Vgl. Moraw: Parole der Einheit (1973), S. 75 f.
32 Fricke: Warten auf Gerechtigkeit (1971), S. 69.
33 Vgl. SPD-Pressedienst v. 26.4.1962.
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Zu den ersten prom inenten sozialdem okratischen Opfern u nter s owjeti-
scher Besatzung gehörten die Polizeipräsidenten von Chemnitz und Berlin,
Günter S chwabe und K arl H einrich. Bei  beiden kann dav on ausgegangen
werden, daß ihre Verhaftung auf „alte Rechnungen“ mit der KPD aus Weima-
rer Zeiten zurückzuführen war. Zudem war die Innen- und Sicherheitspolitik
ein zu sensibler Bereich in der SBZ, als daß man ihn Sozialdemokraten über-
lassen durfte. Daher gehörten auch später sozialdemokratische Polizeipräsi-
denten zu den Verhaftungsopfern, wie 1947 Kurt Krippner aus Z wickau.34

Doch au ch g egen h auptamtlich im Parteiapparat tätige Sozialdemokraten
richtete sich der T error. Erich Krüger, Parteisekretär in Rostock , wurde in
seinem Büro erschossen; der Parteisekretär Hermann Grünewald im Novem-
ber 1945 durch einen Genickschuß schwer verletzt.35

In den bürgerl ichen Blockparteien rei fte der Ent schluß zum Widerstand
gegen den Kommunismus zumeist erheblich langsamer, weil der politische
Spielraum dort 1946 noc h längst nicht so ei ngeschränkt war. Als die West-
SPD schon  ei ne Wi derstandszentrale un d eine Flüchtlingsbetreuungsstelle
für die eigenen verfolgten Parteimitglieder im Osten plante, begannen Jakob
Kaiser und Ernst  Lemmer, di e neuen Vorsitzenden der CD U der Sowjeti-
schen Besatzungszone, erst ihre Tätigkeit. Sie führten die Partei, die eigent-
lich östlich der Elbe über keine verwurzelten Traditionen verfügte, bei den
Kommunalwahlen im September 1946 zu ei nem unerwartet großen Wahler-
folg und schnell in eine Oppositionsrolle gegen die herrschende SED. Kaiser
und Lemmer schafften es, „die Lücke im politischen Spektrum zu schließen,
die sich nach der Vereinigung von SPD und KPD aufgetan hatte“.36 „Noch
bei den Kommunalwahlen im Herbst 1946 konnten in zahlreichen Gemeinden
CDU und LDP keine Kandidaten zur Wahl stellen, weil die örtlichen Kom-
mandanturen di e L izenz für di e Bi ldung ei ner Ortsgruppe v erweigert hat -
ten.“37 Die Wahlergebnisse, vor allem die in Berlin, beflügelten den Oppo-
sitionsgeist in  d er g esamten S BZ, d enn h ier wu rde erstm als deutlich, wie
schwach die SED bei freien Wahlen tatsäch lich abschnitt. B ei den d arauf-
folgenden L andtagswahlen ei nen Mo nat s päter erzi elte die  CD U gar ein
Viertel der Stimmen, obwohl viele ihrer Kandidaten im Wahlkampf massiv
behindert wurden. Selbst in der Arbeiterhochburg Berlin eroberte sie 22 Pro-
zent der Stimmen und wurde nach der SPD, die hier zum letzten Mal frei in
allen Stadtteilen kandidieren konnte, zweitstärkste Kraft. Die SED erreichte
nur knapp 20 Prozent. Folge der Wahl erfolge war die stärkere Einbindung
der beiden bürgerlichen Parteien in die Blockpolitik und damit ihre politi-
sche Neutralisierung: „D as Wachsen der rea ktionären Bestrebungen in der

34 Bericht von Voigt v. 9.7.1947; AdsD, Ostbüro-Archiv, 391.
35 Manuskript der  Rede Ne umanns vor de m Europarat a m 24 .6.1957; AdsD, Ostbüro-Ar-

chiv, 301.
36 Ditfurth: Blockflöten (1991), S. 26.
37 Gradl: Anfang unter dem Sowjetstern (1981), S. 29.
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CDU und der LDP erfordert enge Z usammenarbeit mit diesen Parteien, um
die reaktionären Einflüsse auf die bürgerlich-demokratischen Kräfte zurück-
zuschlagen.“38 Der SED-Parteivorstand sprach gar von „den niedrigsten Mit-
teln faschistischer Propaganda und Verleumdung“,39 die die bürgerlichen Par-
teien zu ihrem Erfolg gebracht hätten.

Die diktatorischen Tendenzen der SED, gepaart mit einer radikalen Ent-
eignungspolitik und der allgem einen Rechtsunsicherheit, liefen auf eine of-
fene Konfrontation zwischen den Kommunisten und den bürgerl ichen Block-
parteien hinaus. Was im Rahmen des Z wangsvereinigungsprozesses an der
SPD v orexerziert w orden w ar, w andte man nu n von sei ten der späteren
Staatspartei gegen CDU und L DPD an,  zum eist mit t atkräftiger H ilfe der
sowjetischen Besatzungsmacht. F unktionäre, gerade auf  de n u nteren und
mittleren Ebenen, wurde n behin dert und bedroht;40 di e Part eiorganisation
durch den Entzug von Sachmitteln in  ihrer Arbeit eingeschränkt. Doch die
CDU-Basis folgte der Politik ihres Führungsduos. Auf dem 2. Parteitag der
Ost-CDU wurden K aiser und L emmer mit überragender Mehrheit wieder-
gewählt. In geheimer Wahl erhielt Kaiser 248 v on 249 abgegebenen Stim-
men, Lemmer 247 v on 248.41 Alfred Sagner, Aktivist der J ungen Union in
Berlin-Tempelhof, v on dem spät er noch zu beri chten sein wird, kam erst-
mals in den Parteivorstand. Er erhielt 203 Stimmen.

Den Widerstand der CDU gegen die willkürlichen Enteignungen hatte die
SMAD Ende 1945 mit der A bsetzung von Andreas Hermes und Wal ther
Schreiber gebrochen. Nun stellte si ch das F ührungsduo Kaiser/Lemmer an-
derthalb Jahre spät er m it V ehemenz gege n di e sog enannte V olkskongreß-
bewegung. Die CDU-Parteispitze hatte im März noch mit Kurt Schumacher,
Carl-Hubert Schwennicke (LDP) und Josef Müller (CSU) eine gesamtdeut-
sche Volksrepräsentation befürwortet,42 doch nachdem Schumacher wegen
der Unterdrückung der SPD in der SBZ die Unterstützung versagte, verkam
die Volkskongreßbewegung zu ei ner kommunistischen Propagandaveranstal-
tung, die fast ausschließlich von Parteien und Massenorganisationen der SBZ
getragen wurde. Propagiertes Z iel war di e V ertretung deutscher Interessen
gegenüber den al liierten Mächten bei der als entscheidend angesehenen Kon-
ferenz der Siegerstaaten in London. Tatsächlich war durch die massive Be-
teiligung von KPD, SED und den kommunistisch dominierten Massenorga-
nisationen d es Ostens v on v ornherein sich ergestellt, d aß d iese v orgeblich
demokratische Interessenvertretung des gesamten deutschen Volkes schlicht
zum Instrument sowjetischer Deutschlandpolitik wurde.

Ähnlich wie zwei Jahre zuvor die SPD-Führung in der Vereinigungsfrage

38 Ulbricht: Strategie und Taktik der SED (1953), S. 73.
39 Agethen: CDU in der SBZ/DDR 1945–1953 (1994), S. 51.
40 Vgl. auch Beispiele in Ditfurth: Blockflöten (1991), S. 44.
41 Zum Verlauf des Parteitages vgl. Gradl: Anfang unter dem Sowjetstern (1981), S. 114 ff.
42 Renger: Ein politisches Leben (1993), S. 118 ff.
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durch Resolutionen, offene Briefe und vollendete Tatsachen auf regionaler
und Betriebsebene unter Druck gesetzt worden war, begann nach dem SED-
Parteitag vom September 1947 ei n Kesseltreiben gegen den  CDU-Vorstand
in Berlin. CDU-Landesvorstände mußten feststellen, daß ihre eigenen Aus-
sagen oder Erklärungen der Berliner CDU-Spitze nicht oder unvollständig
abgedruckt wurden. „Die Auflagen [der eigenen Tageszeitungen] wurden
durch geringere Papierzuteilungen beschränkt. [...] In dem Quartal Oktober/
Dezember 1947 [...] erhielten von 700 t Papier die SED-Zeitungen 92,2 Pro-
zent. Mit ihrer Propaganda und verfälschenden Informationen wurden auch
die CDU-Mitglieder überschwemmt.“43 Der Damm gegen d ie Volkskongreß-
bewegung hielt zwar, wie Gradl später sc hreiben sollte, jedoch  beteiligten
sich nach der offiziellen K ongreßstatistik t rotzdem 219 CD U-Mitglieder,
was rund 9,5 Prozent der Tei lnehmer entsprach. Erheblich problematischer
als die Anzahl der CDU-Delegierten war die Tatsache, daß ein Viertel der
20 Parteivorstandsmitglieder tro tz g egenteiligen V orstandsbeschlusses am
Volkskongreß teilgenommen hatten. Dazu gehörten Nuschke und der meck-
lenburgische CDU-Vorsitzende Reinhold Lobedanz, beide Liberale aus der
Weimarer Republik. Nuschke wurde sogar Mitglied der Kongreßleitung. Hin-
zu kamen Siegfried Trommsdorf, Vorsitzender der CDU in Thüringen, Leo
Herwegen, CDU-Vorsitzender in Sachsen-Anhalt, und Wilhelm Wolf, Vor-
sitzender i n Brand enburg. Die SM AD hat te es vermocht, einen Teil der
CDU-Führung aus d er Widerstandsfront herauszubrechen,44 so wie es An-
fang 1946 gelungen war, drei der fünf Landesvorsitzenden der SPD für die
Vereinigung mit der K PD zu mobilisieren und dam it die v ereinigungsun-
willige P arteiführung in Berlin ausz uhebeln. Die S PD-Führung in Berlin
hatte sich dem  Druck gebeugt und änderte ihre Politik; sie blieb am  Ruder
und verlor lediglich einige V orstandsmitglieder – et wa K arl G ermer und
Fritz Neubecker –, die in den Westen gingen und von dort aus eine eigene
Politik machten. Das Du o Kaiser/Lemmer h ingegen b eugte sich  nicht u nd
wurde dabei vom CDU-Parteivorstand unt erstützt. So m ußten di e L andes-
vorstände gegen Berlin mobilisiert werden, zumal Kaiser erklärt hatte, we-
gen der Meinungsverschiedenheiten mit der Besat zungsmacht nicht freiwil-
lig sein Amt aufgeben zu wollen.

Daraufhin wurden beide am 19. Dezember 1947 durch ihre eigenen Landes-
vorsitzenden, die unter sowjetischem Druck handelten, abgesetzt. Die SMAD
entzog dem  Chefre dakteur der CDU-Tageszeitung „ Neue Z eit“, Wi lhelm
Gries, die L izenz und entließ fast den gesamten Redaktionsstab. Fortan be-
trachtete si e „di e V orsitzenden der sec hs Landesverbände als oberste V er-
tretung der Partei unt er dem  V orsitz v on Lobedanz/Hickmann“,45 a us der

43 Gradl: Anfang unter dem Sowjetstern (1981), S. 130.
44 Die Teilnahme war für Mitglieder und Funktionäre der Union zur „eigenen Entscheidung“

freigegeben. Vgl. Kleinmann: Geschichte der CDU (1993), S. 65.
45 Conze: Jakob Kaiser (1969), S. 204.
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kurze Zeit später der Berliner Landesvorsitzende Walther Schreiber, der am
Kurs Kaisers festhielt, ausgeschlossen wurde. Die neue CDU-Führung besaß
zwar keine demokratische Legitimation, sie hatte jedoch – und das war ent-
scheidender – ein besseres Verhältnis zur SMAD.46 Wie zuvor in der West-
SPD hat te m an si ch i n der CD U Gedanken über ei ne A uflösung d er O st-
CDU gemacht; sie war – wie zwei Jahre zuvor bei der SPD – aber unter den
in der SBZ gegebenen Bedingungen nicht durchführbar.47

Mittlerweile konstituierte sich in Wes tberlin das „B üro K aiser“, dessen
Mitarbeiter sich als legitime CDU-Leitung für die SBZ und Gesamtberlin ver-
antwortlich fühlten.48 Jakob Kaiser, der schon gegen das NS-Regime Wi-
derstand geleistet hatte, und Ernst Lemmer akzeptierten die Absetzung nicht,
da si e si ch al s recht mäßig gew ählte F ührungsspitze der Part ei v erstanden.
Außerdem stießen weitere Vorstandsmitglieder und Mi tarbeiter der ostdeut-
schen CDU zu Kaiser. Dieser betonte Ende Dezember 1947, „daß in der Ost-
zone die Möglichkeit, in aufrechter Haltung den demokratischen Weg selb-
ständiger Unionspolitik zu gehen, prakt isch nicht mehr gegeben erscheint“.49

Dies hat ten di e Westverbände der CDU schon früher so gesehen und des-
halb den Führungsanspruch der Berliner abgelehnt, ohne einen eigenen An-
spruch auf di e Vertretung der sow jetzonalen Christdemokraten erheben zu
können. Wie die zweite Gründungszentrale der SPD unter Kurt Schumacher
in H annover di e F ührung der ei genen Partei durch einen im kommunisti-
schen Machtgebiet befindlichen Parteivorstand ablehnte, gab es auc h in der
westdeutschen CDU große Vorbehalte gegen eine Parteiführung im sowjeti-
schen Herrschaftsbereich. So gel ang es K onrad Adenauer 19 47, die infor-
melle Führungsposition in  de n Westzonen z u erl angen. Un d d er gleiche
Umstand versperrte H ermes und spät er K aiser di e Mögl ichkeit, zu unbe-
strittenen Führungsfiguren in der deutschen Christdemokratie aufzusteigen.
„So gut gemeint und ehrl ich ihr Wollen war, Partei und Vorstand verfingen
sich mit jed em S chritt, den sie taten, mehr in den Zwangslagen des O st-
West-Gegensatzes und den Umgarnungen des SED-Regimes.“50

Die führenden oppositionellen Kräfte in der O st-CDU, vor allem auf den
mittleren Ebenen, wurden systematisch kaltgestellt, festgenommen und v er-
urteilt oder ins Exil getrieben.51 Viele flohen und kamen mit Empfehlungs-
schreiben der Vorsitzenden ihrer CDU-Gliederung in der Tasche im Westen
an.52 All dies geschah knapp zwei Jahre, nachdem die ersten sozialdemokrati-

46 Zeidler: Ost-CDU 1945–1989 (1996), S. 24.
47 Richter: Ost -CDU (1991), S.  39. Vgl . hierzu auch Pü tz: Adenauer und die CDU (1975),

S. 493 f.
48 Das Verhältnis Exil-CDU/Landesverband Berlin wurde erst auf der Sitzung des Exilvor-

standes am 24.6.1950 geregelt. Vgl. Protokoll; ACDP, I 294, 69-4.
49 Erklärung von Kaiser; ACDP, III-012, 923.
50 Kleinmann: Geschichte der CDU (1993), S. 61.
51 Vgl. hierzu Richter: Geschichte der CDU der SBZ/DDR (1988), S. 49 ff.
52 Richter: Ost-CDU (1991), S. 230.
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schen Flüchtlinge in Hannover eingetroffen waren. Zur Schwächung der CDU
und der LDPD in der SBZ diente auch die Gründung von zwei formell un-
abhängigen, tatsächlich jedoch der SED völlig ergebenen Parteien, der Na-
tionaldemokratischen Partei Deutschlands (NDPD) und der Demokratischen
Bauernpartei Deutschlands (DBD) im Frühjahr 1948, l etztere bi s 1982  ge-
führt von einem Altkommunisten aus der Weimarer Zeit.53

Als schwierig erwies si ch für SMAD und SED 1948 auch di e G leich-
schaltung der LDPD. Sie hatte sich unter ihrem Vorsitzenden Wilhelm Külz
zunächst stärker angepaßt, ja manchmal, etwa in der Frage der Volkskongreß-
bewegung, geradezu opportunistisch gezeigt und leistete dam it der eigenen
schleichenden Gleichschaltung Vorschub. Der LDPD gelang es, in der SBZ
schon bald zu einer mitgliederstarken Partei zu werden, was für eine liberale
Gruppierung keineswegs selbstverständlich war. Sie versuchte ihren Einfluß-
bereich auf die westlichen Besatzungszonen auszudehnen, vor allem nach
Hessen, doch „der v on der L DP-Führung vertretene Anspruch, al s Reichs-
parteileitung eine überzonale Organisation zu repräs entieren, der sich libe-
rale Gründungskreise in den anderen Teilen Deutschlands anschließen soll-
ten, mußte bereits zu Beginn des J ahres 1946 zurückgenommen werden“.54

Zwischen dem Ostzonenparteivorsitzenden Külz und dem  Berliner Landes-
vorsitzenden Carl-Hubert Schwennicke, der si ch früh an den l iberalen Par-
teien der West zonen ori entierte, kam  es bal d zu ei nem ersten Zerwürfnis.
Nach der Wiederwahl v on Külz a uf dem Z onenparteitag in Eisenach am
7. Juli 1947, gegen die sich die Berliner wegen Külz’ Fügsamkeit gegenüber
Sowjets und SED ausgesprochen hatten, zog der Landesverband seine Kan-
didaten für den Parteivorstand zurück;  einen Monat spät er erklärte die so-
wjetische Besatzungsmacht, Carl-Hubert Schwennicke sei „untragbar“.55

Der politische Schwebezustand, in dem Schwennicke auf Anerkennung
seiner Position durch die westdeutschen Liberalen setzte, Külz hingegen auf
eine Stärkung seiner gesamtdeutschen Position mit Unterstützung der so-
wjetischen Besat zungsmacht, dau erte noch r und ei n Jahr an. Im Westen
hatte es ke ine einheitliche liberale Parteigründung gegeben, ein Umstand, der
die Zusammenarbeit dort erschwerte, nicht jedoch die vorläufige Zusammen-
arbeit zwischen Ostpartei und den Westparteien. Die Demokratische Volks-
partei (DVP) im Südwesten, die Partei Freier Demokraten in Hamburg, die
Sozialliberale Partei im Rheinland und die Liberaldemokratische Partei in
Essen schlossen sich im Frühjahr 1947 mit der LDPD der Sowjetischen Be-
satzungszone zur „Demokratischen Partei Deutschlands“ (DPD) zusammen,
ein Bündnis, das bis zum 18. Januar 1948 hielt56 und auch den trügerischen
Frieden zwischen SBZ-Zonenparteileitung und der Berl iner Parteiorganisa-

53 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung: Parteien in beiden deutschen Staaten. Bonn 1983, S. 35 ff.
54 Bode: Liberal-Demokraten und deutsche Frage (1997), S. 83.
55 50 Jahre Berliner FDP (1995), S. 27.
56 Vgl. auch Bode: Liberal-Demokraten und deutsche Frage (1997), S. 88 ff.
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tion ermöglichte. An der Zustimmung der LDPD zur SED-gesteuerten Volks-
kongreßbewegung schieden sich die Geister. Theodor H euss, neben Wi lhelm
Külz gleichberechtigter Vorsitzender der Partei, teilte diesem schriftlich das
Ende der gesam tdeutschen l iberalen Partei m it,57 da er d iese Zustimmung
für eine politische Unterwerfung hielt. Er beschuldigte Külz des Wortbruchs
und sah für eine eigenverantwortlich wirkende liberale Partei in der SBZ
keine Chance mehr. „Ich habe die Empfindung, daß Jakob Kaiser, den ich in
meinem Leben noch nie gesehen habe, in der Niederlage eine deutsche Figur
geworden ist, während Sie, so hart es i st, das auszusprechen, eine gewesen
sind“,58 schrieb er Külz in Anspielung auf Kaisers Widerstand gegen die
Volkskongreßbewegung und die daraus resultierenden Konsequenzen.

Andere Führungsmitglieder der LDPD vertraten durchaus abweichende po-
litische Vorstellungen. Überlegungen zur Auflösung der eigenen Partei gab
es – wie bei SPD und CDU – auch bei der LDPD, zumindest auf den mittle-
ren Rängen. Arno Esch, Mitglied des Zentralvorstandes der Partei und einer
der radikalsten Opponenten, verfocht die „demonstrative Selbstauflösung“ der
Partei. „ Um d as zu  b ewerkstelligen, müsse man ab er d ie O rganisation bis
zur unteren Ebene fest in der Hand haben“,59 eine angesichts des schon ver-
festigten Mach tsystems von S ED u nd S MAD v öllig u nrealistische Bedin-
gung. Selbst di e erhebl ich st raffer organi sierte SPD war nicht i n der Lage
gewesen, Einheitsresolutionen und divergierende Stellungnahmen von unte-
ren und m ittleren Funktionärskreisen zu verhindern. An eine S elbstauflö-
sung hatten – über den Kopf des Parteivorsitzenden Külz hinweg – im Mai
1948 au ch a ndere Vorstandsmitglieder de r L DPD, e twa Kastner, Mo og,
Damerow und Lieutenant, gedacht, doch dafür war es zu di esem Zeitpunkt
bereits zu spät.60

Innerhalb der LDPD gab es Best rebungen, neben der offi ziellen Partei, die
dann durchaus eine besatzungsfreundliche Politik hätte machen können, eine
illegale Nebenorganisation aufzuziehen, gewissermaßen einen „zweiten Ap-
parat“, der m it Abzug der Sowjets aus Deutschland als nicht korrumpierte
liberale Partei tätig werden sollte. Zu nennen ist au ch hier wiederum Arno
Esch aus Rostock, der i m N ovember 1948 m it G esinnungsfreunden eine
„Radikal-Soziale-Freiheitspartei“ ins Leben rief. Sie sollte „eine Art Vorbe-
reitungsausschuß für den Tag X sein, an dem auf dem Gebiet der damaligen
Sowjetzone die freie Parteienbildung möglich sein werde“.61

Da hatten es die Berliner mit ihrer Opposition gegen Külz’ Politik erheb-
lich einfacher, waren sie doch – zu mal der nach Siemensstadt im Westen um-
gezogene Parteichef Carl-Hubert Schwennicke – nicht so st ark dem Druck

57 Deutschlandpolitik der FDP (1972), S. 11.
58 Zit. nach: Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945/48 (1961), S. 154.
59 Köpke; Wiese: Mein Vaterland (1990), S. 79.
60 So Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945/48 (1961), S. 155.
61 Köpke; Wiese: Mein Vaterland (1990), S. 90.
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der sowjetischen Militärs ausgesetzt. Wie schon zuvor bei den Abtrünnigen
des SPD-Zentralausschusses und der nach Westen geflüchteten CDU-Partei-
spitze organisierte sich der Wi derstand gegen den kommunistischen Druck
primär bei den Liberalen in den West sektoren Berlins. Als Konsequenz der
Spaltung der Demokratischen Partei Deutschlands wurden die Spannungen
im Berliner L andesverband w ieder st ärker: Schw ennicke h atte si ch i n der
Zeit dieses gesamtdeutschen Versuchs z urückgehalten, j etzt sah er w ieder
eine Chance, mit Erfolg gegen Külz und dessen Appeasementpolitik gegen-
über den Sowjets zu agieren. Doch auch Külz sah die Möglichkeit, Schwen-
nicke auszu booten, i ndem er ei nfach ei nen neuen Berliner Landesverband
gründete. In Ostberlin bildete sich im  Januar 1948 daher eine Oppositions-
gruppe gegen Schwennicke unter Reinhold Schwarz, angeblich ein ehemali-
ges KPD-Mitglied;62 der Zonenparteivorstand baute eine separate Landesor-
ganisation neben der schon bestehenden auf. Am 10. Februar beschloß der
LDPD-Zonenvorstand in Halle auf Antrag v on K ülz de n A usschluß des
Landesverbandes Berlin aus der LDPD; zuständig für Berlin wurde die neu-
gegründete Parallelorganisation. Am 26. April 1948 bildete sich hieraus eine
„Arbeitsgemeinschaft d er LDP Berlins“ als Ostberliner A bleger d er ostzo-
nalen LDPD.63 D ie Westberliner unter Schw ennicke w urden hing egen z ur
Delegiertenkonferenz der liberalen Parteien der Westzonen am 11. und 12. De-
zember 1948 in Heppenheim eingeladen und als ordentlicher Landesverband
der Liberalen anerkannt; der Landesvorsitzende erhielt einen Vorstandssitz.
FDP-Vorsitzender wurde Theodor Heuss, den man wegen seines schlechten
Wahlergebnisses und des mangelnden Rückhaltes in der neuen Partei als ei-
ne „Verlegenheitslösung“ ansah.64 Stellvertreter wurde Franz Blücher, Libe-
raler aus dem  starken rechtsorientierten Verband Nordrhein-Westfalen. Am
12. Januar 1949 änderte die Westberliner LDP ihren Namen in: „FDP-Lan-
desverband Berlin“. „Kontakte von LDP-Mitgliedern zur FDP, die nicht aus-
drücklich von der Besatzungsmacht gebilligt oder gewünscht worden waren,
galten von nun an  als illegal. Im  weiteren Verlauf der E ntwicklung wurden
solche Verbindungen [...] al s eine Art antisowjetische Kollaboration mit dem
Klassenfeind betrachtet, vor allem, wenn es sich dabei um die Westberliner
FDP Carl -Hubert Sc hwennickes handelte. Wer bei  solchen Kontakten er-
tappt wurde, konnte mit Verhaftung [...] rechnen.“65

Nicht ab geschlossen w ar das Personalkarussell b ei d en Ost-Liberalen.
Nach dem Tod von Külz im April 1948 gingen sie auf Oppositionskurs zur

62 50 Jahre Berliner FDP (1995), S. 34. Diese Mitgliedschaft ist nicht nachweisbar, Schwarz
war lediglich wegen Wehrkraftzersetzung Anfang 1945 inhaftiert gewesen. Er wurde spä-
ter (1948–52) Bürgermeister von Ostberlin und von Juni 1951 bis zu seinem Tod im Fe-
bruar 1952 stellvertretender Vorsitzender der LDPD.

63 Hierzu ausführlich Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945/48 (1961),
S. 150 ff.

64 Vgl. Hein: Weg nach Heppenheim (1989), S. 63.
65 Schollwer: Potsdamer Tagebuch (1988), S. 23.


